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Forum | bauen+rechten

Abruf einer

Baugarantie

Zur Sicherung von Unternehmerleistungen werden

regelmässig Garantieerklärungen abgegeben.

Gegen entsprechendes Entgelt verpflichtet sich

ein sogenannter Garant (etwa eine Bank oder eine

Versicherung), eine Zahlung an einen Besteller (in
der Regel den Bauherrn) zu leisten, falls der

Unternehmer seinen vertraglichen Pflichten nicht
nachkommen sollte.

In der Vergangenheit war mitunter unIdar, unter
Welchen Voraussetzungen der Besteller die Zahlung

abrufen kann bzw. der Garant die Zahlung
leisten muss. Das Bundesgericht hat diese Frage

tn einem wegweisenden Urteil geklärt. Dem zu

beurteilenden Fall lag der folgende Sachverhalt

zugrunde: Gestützt auf einen Baugarantie-Versi-

eherungsvertrag mit einem Unternehmer hatte

eine Versicherung gegenüber einem Besteller eine

Garantieerklärung abgegeben. Darin hatte sie

sich verpflichtet, dem Besteller bis zu einem

festgelegten Datum «auf erste Aufforderung hin»
jeden Betrag bis zu einer Summe von maximal
Fr- 145 286.90 auszubezahlen. Um die Zahlung
auszulösen, sollte der Besteller der Versicherung
schriftlich mitteilen, dass der Unternehmer seinen

vertraglichen Verpflichtungen nicht nachgekommen

sei und sie zur Zahlung einer bestimmten
Summe auffordern. Unbeachtlich bleiben soll¬

ten die Gültigkeit und die Rechtswirkungen des

Werkvertrages zwischen dem Unternehmer und

dem Besteller. Die Versicherung verzichtete

insbesondere darauf, Einwendungen und Einreden

aus dem Werkvertrag geltend zu machen.

Es kam, wie es kommen musste: Vor Ablauf der

Garantieerklärung schrieb der Besteller die

Versicherung an und verlangte die Auszahlung der

vollen Summe mit der Begründung, der

Unternehmer sei seinen vertraglichen Verpflichtungen
nicht nachgekommen. Der von der Versicherung

kontaktierte Unternehmer widersprach dieser

Darstellung sofort, worauf sich die Versicherung

genötigt sah, vom Besteller eine detailliertere

Begründung zu verlangen. Der Besteller liess sich

darauf zunächst nicht ein und beharrte auf der

Auszahlung unter Verweis auf die Abstraktheit der

Garantie. Später begründete er jedoch seinen

Anspruch. Dies veranlasste die Versicherung dazu,

die garantierte Summe auszuzahlen.

In der Folge verlangte die Versicherung den

Betrag vom Unternehmer zurück. Als dieser die

Rückerstattung der Summe verweigerte, klagte
die Versicherung ihn ein. Vor Bezirksgericht und

Kantonsgericht unterlag die Versicherung. Das

Kantonsgericht entschied, dass der Besteller, der

eine Garantie in Anspruch nehmen wolle,

verpflichtet sei, das dem Garantiefall zugrunde

liegende Ereignis zu belegen, und zwar selbst dann,

wenn dies im Garantieversprechen nicht erwähnt

werde. Da im vorliegenden Fall eine Substantiierung

gefehlt habe bzw. verspätet erfolgt sei, hätte

die Versicherung die Zahlung nicht leisten dürfen.

Ein Rückerstattungsanspruch gegenüber dem

Unternehmer bestehe deshalb nicht.

Dieses Urteil wurde vom Bundesgericht
aufgehoben. Es entschied letztinstanzlich, dass allein

auf den Wortlaut der Garantieklausel abzustellen

sei. Der Besteller muss danach nur (aber immerhin)

diejenigen Voraussetzungen erfüllen, die in
der Garantieerklärung für eine Auszahlung
genannt werden. Damit schützt das Bundesgericht

grundsätzlich das Vertrauen des Bestellers in den

Inhalt eines Garantieversprechens, wobei Fälle von
Rechtsmissbrauch vorbehalten bleiben.

Im konkreten Fall kam das Bundesgericht zum
Schluss, dass die Zahlungsaufforderung des Bestellers

und seine Mitteilung, der Unternehmer habe

seine vertraglichen Pflichten nicht erfüllt, für eine

Auszahlung der garantierten Summe ausreichend

gewesen seien; eine darüber hinaus gehende

Begründung, inwiefern der Unternehmer seinen

vertraglichen Pflichten nicht nachgekommen ist,

hätte die Versicherung nicht verlangen dürfen;

die Auszahlung sei deshalb zu Recht erfolgt. Das

Bundesgericht hiess folglich den Anspruch der

Versicherung gegenüber dem Unternehmer gut
und verpflichtete diesen zur Rückerstattung der

Summe an die Versicherung (Bundesgerichtsentscheid,

4A_505/2011).

Angesichts dieses Urteils empfiehlt es sich mehr

denn je, sich genau zu vergegenwärtigen, welche

Voraussetzungen erfüllt sein müssen, damit der

Besteller eine Garantiezahlung auslösen darf, und

diese Bedingungen im Einzelnen in der

Garantieerklärung aufzuführen.

Isabelle Vogt, vogt@luksundvogt,ch
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